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Vorblatt 


Änderung des Verfassungsschutzgesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 

A. Problem 

Nach dem Gesetz über die Zusammenarbeit des Bundes und 
der Länder in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes 
erscheint es zweifelhaft, ob der Auftrag an die Verfassungs- 
schutzbehörden auch die Beobachtung geheimdienstlicher Tätig- 
keiten für fremde Mächte sowie von Bestrebungen von Aus- 
ländern, die die innere Sicherheit oder erhebliche außenpoliti- 
sche Belange der Bundesrepublik Deutschland beeinträchtigen, 
umfaßt. 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht deshalb vor, die Zuständigkeit der Verfas- 
sungsschutzbehörden auch auf die Sammlung und Auswertung 
von Auskünften, Nachrichten und sonstigen Unterlagen über 
verfassungsfeindliche Bestrebungen und auf Bestrebungen von 
Ausländern, die sich nicht gegen die verfassungsrechtliche Ord- 
nung des Bundes und der Länder richten, jedoch die innere 
Sicherheit oder erhebliche, auch außenpolitische Belange der 
Bundesrepublik Deutschland beeinträchtigen, zu erweitern. 

In diesem Zusammenhang hat die Bundesregierung auch einen 
Gesetzentwurf über die Erweiterung des Verfassungsschutz- 
begriffs in den Artikeln 73 und 87 des Grundgesetzes beschlos- 
sen (s. BR-Drucksache 463/70). 


C. Alternativen 

Keine. Der Bundesrat regt aber an, auch eine klarstellende Vor- 
schrift über die Zuständigkeit der Verfassungsschutzbehörden 
für den personellen Geheimschutz aufzunehmen. 


D. Kosten 

Die Mehrbelastung des Bundeshaushalts wird ab 1971 auf 
1,3 Mio DM geschätzt, über die zusätzlichen Kosten der Länder 
können noch keine Angaben gemacht werden. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. September 1970 

1/4 (1/2) — 10200 — Ve 14/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Zusam- 
menarbeit des Bundes und der Länder in An- 
gelegenheiten des Verfassungsschutzes 
(VerfSchutzÄndG) 

mit Begründung (Anlage A). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 


Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 26. Juni 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf wie aus der Anlage B ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage C) dargelegt. 


Brandt 
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Anlage A 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Zusammenarbeit des 
Bundes und der Länder in Angelegenheiten des Verfassungs- 
schutzes 

(VerfSchutzÄndG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

§ 3 Abs. 1 des Gesetzes über die Zusammenarbeit 
des Bundes und der Länder in Angelegenheiten des 
Verfassungsschutzes vom 27. September 1950 (Bun- 
desgesetzbl. S. 682) erhält folgende Fassung: 

„(1) Aufgabe des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz und der nach § 2 Abs. 2 bestimmten Behörden 
ist die Sammlung und Auswertung von Auskünften, 
Nachrichten und sonstigen Unterlagen über 

1. Bestrebungen, die eine Aufhebung, Änderung 
oder Störung der verfassungsmäßigen Ordnung 
im Bund oder in einem Land oder eine ungesetz- 
liche Beeinträchtigung der Amtsführung von Mit- 
gliedern verfassungsmäßiger Organe des Bundes 


oder eines Landes zum Ziele haben, einschließ- 
lich sicherheitsgefährdender oder geheimdienst- 
licher Tätigkeiten für eine fremde Macht im Bun- 
desgebiet, 

2. Bestrebungen von Ausländern, die geeignet sind, 
die innere oder äußere Sicherheit oder auswär- 
tige Belange der Bundesrepublik Deutschland zu 
beeinträchtigen. " 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

1. Nach § 3 des Gesetzes über die Zusammenarbeit 
des Bundes und der Länder in Angelegenheiten 
des Verfassungsschutzes vom 27. September 1950 
(BGBl. I S. 682) sind die Behörden für Verfas- 
sungsschutz des Bundes und der Länder nur zu- 
ständig für 

„die Sammlung und Auswertung von Auskünf- 
ten, Nachrichten und sonstigen Unterlagen 
über Bestrebungen, die eine Aufhebung, Ände- 
rung oder Störung der verfassungsmäßigen 
Ordnung im Bund oder in einem Land oder 
eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amts- 
führung von Mitgliedern verfassungsmäßiger 
Organe des Bundes oder eines Landes zum 
Ziele haben". 

Diese Zuständigkeitsregelung läßt es zweifelhaft 
erscheinen, ob Bestrebungen politisch militanter 
Ausländer im Bundesgebiet, die sich nicht gegen 
die verfassungsmäßige Ordnung des Bundes oder 
eines Landes richten, aber gleichwohl die innere 
Sicherheit oder erhebliche, auch außenpolitisdie 
Belange der Bundesrepublik Deutschland be- 
einträchtigen, von den Behörden für Verfassungs- 
schutz beobachtet werden können. 

Die Kriminalpolizei des Bundes und der Länder 
beobachtet derartige Bestrebungen im Rahmen 
der vorbeugenden Verbrechensbekämpfung nur 
dann, wenn sie auf die Vorbereitung bestimmter 
Straftaten hinzielen. So lange die sich meist in 
konspirativer Form verwirklichenden Bestrebun- 
gen von militanten ausländischen Gruppen oder 
Ausländervereinen das Stadium der strafrecht- 
lich faßbaren Vorbereitung noch nicht erreicht 
haben, ist bisher keine Bundesbehörde mit der 
systematischen Sammlung und Auswertung von 
Informationen über derartige Bestrebungen be- 
faßt. 

2. Diese Lücke in der Zuständigkeitsabgrenzung 
der dem Schutz der inneren Sicherheit dienenden 
Behörden hat sich in den letzten Jahren als er- 
heblicher Mangel erwiesen. Zur Zeit sind etwa 
2 121 400 Ausländer (Stand: 31. Januar 1970) aus 
fast allen Nationen der Welt im Bundesgebiet 
registriert. Dazu kommt noch eine große Zahl 
von Ausländern, die sich entweder nur vorüber- 
gehend im Bundesgebiet aufhalten (z. B. Tou- 
risten, Geschäftsreisende) oder sich der Melde- 
pflicht entzogen haben. 

Erfahrungsgemäß achtet die überwiegende Mehr- 
heit der hier lebenden Ausländer das geltende 
Recht und beteiligt sich nicht an politischen Be- 
strebungen, die die innere Sicherheit, die öffent- 
liche Ordnung oder sonstige Belange der Bundes- 
republik Deutschland beeinträchtigen. Ein wenn 


auch sehr kleiner Teil der Ausländer versucht 
jedoch, die jeweiligen innen- oder außenpoliti- 
schen Konflikte ihrer Heimatstaaten im Bundes- 
gebiet teilweise mit gewaltsamen Mitteln auszu- 
tragen. Neben der auch Ausländern nicht zu ver- 
wehrenden freien Äußerung der politischen Mei- 
nung und der legitimen Werbung für ihre politi- 
schen Ziele waren wiederholt folgende typische 
Erscheinungsformen unerwünschter politischer 
Bestrebungen von Ausländern zu beobaditen: 

— Gewalttaten (bis zum Mord) gegen führende 
Vertreter hier lebender Ausländer- und Emi- 
grantengruppen; 

— ■ Gewalttaten gegen Einrichtungen fremder 
Staaten im Bundesgebiet; 

— Vorbereitung von Gewalttaten in fremden 
Staaten vom Bundesgebiet aus; 

— gewaltsame Störung von Versammlungen 
politischer Gegner; 

— Bedrohung, Nötigung und Erpressung hier 
lebender Ausländer durch Beauftragte der 
Regierungen ihrer Heimatstaaten oder durch 
politische Gegner dieser Regierungen; 

— Sammlung von Nachrichten über hier lebende 
Ausländer durch Nachrichtendienste ihrer 
Heimatstaaten; 

— Sammlung von Nachrichten über wirtschaft- 
liche oder sonstige Beziehungen fremder 
Staaten zur Bundesrepublik Deutschland durch 
Nachrichtendienste dritter Staaten; 

— Anwerbung hier lebender Ausländer für den 
Einsatz in militärischen Einheiten in Krisen- 
gebieten; 

— Aufforderung zur Desertion gegenüber An- 
gehörigen hier stationierter Truppen fremder 
Mächte; 

— Beteiligung von Ausländern an verfassungs- 
widrigen oder gewalttätigen politischen Be- 
strebungen links- und rechtsextremer deut- 
scher Gruppen. 

3. Die oben genannten Erscheinungsformen uner- 
wünschter politischer Bestrebungen von Aus- 
ländern sind teilweise nicht strafbar. Auch so- 
weit sie mit Strafe bedrohte Handlungen dar- 
stellen, ist es mit den Mitteln der Polizei und 
der Strafverfolgungsbehörden in der Regel kaum 
möglich, diese Bestrebungen in einem so frühen 
Stadium zu erkennen, daß sie noch rechtzeitig 
verhindert werden können. Eine auch nur eini- 
germaßen erfolgreiche Beobachtung derartiger 
Bestrebungen ist erfahrungsgemäß nur mit nach- 
richtendienstlichen Mitteln möglich. Die An- 
werbung geheimer Informanten zur Beob- 
achtung politischer Bestrebungen ist der Polizei 
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untersagt. Die Sammlung und Auswertung von ! 
Informationen über politisch radikale Ausländer 
sötzt außerdem die Kenntnis der historischen, 
ethnischen und politischen Verhältnisse dn den 
Herkunftsländern voraus. Eine speziell für Aus- 
länder zuständige Fremdenpolizei, wie sie andere 
Staaten kennen, existiert in Deutschland nicht 
und wäre nur unter erhehlichem Aufwand an 
Menschen, Geld und Zeit aufzustellen. Aus die- 
sen Gründen erscheint es zweckmäßig und not- 
wendig, die Beobachtung unerwünschter politi- 
scher Bestrebungen von Ausländern den Be- 
hörden für Verfassungsschutz des Bundes und 
der Länder zu übertragen. 

4. Anläßlich der dadurch notwendigen Änderung • 
des Gesetzes über die Zusammenarbeit des 
Bundes und der Länder in Angelegenheiten des 
Verfassungsschutzes ist es angebracht, auch die 
Zuständigkeiten der Behörden für Verfassungs- 
schutz für die Aufgabe der Spionageabwehr klar- 
zustellen. Aus der oben genannten Fassung des 
§ 3 des Gesetzes ergibt sich nicht eindeutig, ob 
auch die Ausspähung der Staatsgeheimnisse der 
Bundesrepublik Deutschland durch Nachrichten- 
dienste fremder Mächte eine Beeinträchtigung 
der verfassungsmäßigen Ordnung darstellt. Aus 
der Entstehungsgeschichte, dem Sinn des Ge- 
setzes und der politischen Zielrichtung der gegen 
die Bundesrepublik Deutschland tätigen Nach- 
richtendienste hat die Praxis die Zuständigkeit 
der Behörden für Verfassungsschutz für Auf- 
gaben der Spionageabwehr gefolgert. Demgemäß 
haben auch die Regierungen des Bundes und der 
Länder die Behörden für Verfassungsschutz mit 
diesen Aufgaben betraut. Um jedoch gelegent- 
lich auftretende Zweifel an dieser Auslegung 
auszuräumen, empfiehlt sich die Klarstellung im 
Gesetz. Dies entspricht auch dem Vorschlag des 
2. Untersuchungsausschusses des 5. Deutschen 
Bundestages (Drucksache V/4208, S. 6 rechts). 

5. Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes er- 
gibt sich aus Artikel 73 Nr. 10, die Kompetenz 
des Bundes zur Regelung in bundeseigener Ver- 
waltung aus Artikel 87 Abs. 1 des Grundgesetzes. 
Da es zweifelhaft sein kann, ob der in diesen 
Artikeln des Grundgesetzes enthaltene Begriff 
„Verfassungsschutz" die in der Neufassung des 
§ 3 Abs. 1 zusätzlich genannten Aufgaben der 
Behörden für Verfassungsschutz ganz umfaßt, 
hat die Bundesregierung Vorschläge zur Än- 
derung der Artikel 73 und 87 Abs. 1 GG vor- 
bereitet, die sie den gesetzgebenden Körper- 
schaften unterbreiten wird, falls sich das als not- 
wendig erweisen sollte. 

6. Die finanziellen Auswirkungen der Übertragung 
oder Erweiterung der Zuständigkeit für die Be- 
obachtung unerwünschter Bestrebungen von Aus- 
ländern auf die Behörden für Verfassungsschutz 
lassen sich vorweg schwer schätzen. Sie hängen 
davon ab, in welchem Umfang die Behörden für 
Verfassungsschutz des Bundes und der Länder 
diese Aufgabe bisher schon wahrgenommen 


haben und inwieweit sie sie mit dem vorhan- 
denen Personal bewältigen oder zusätzliches 
Personal dafür gewinnen müssen. 


II. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

§ 3 Abs. 1 Nr. 1 enthält zunächst die bisherige 
Fassung des Absatzes 1. Sie wird ergänzt durch 
einen Halbsatz, der die Zuständigkeit für die Be- 
obachtung jeglicher geheimdienstlicher oder sicher- 
heitsgefährdender Tätigkeit für fremde Mächte klar- 
stellt. Dabei handelt es sich um die Aufklärung der 
Tätigkeit aller Nachrichtendienste fremder Mächte, 
also auch solcher, deren Ziel nicht die Erlangung 
oder Mitteilung von Staatsgeheimnissen im Sinne 
des § 98 StGB und die auch nicht nach § 99 StGB 
gegen die Bundesrepublik Deutschland gerichtet 
sind. Diese Ausdehnung über den strafrechtlich ge- 
zogenen Rahmen hinaus ist dadurch gerechtfertigt, 
daß jegliche Tätigkeit fremder Geheimdienste im 
Bundesgebiet dann gegen wesentliche Belange des 
Staates verstößt, wenn sie nicht fremden Staaten 
vertraglich zugestanden wurde. Aus Gründen der 
Sicherheit und des Schutzes der Staatsbürger ist es 
notwendig, daß die dafür geeigneten Behörden 
berechtigt sind, jede unbefugte nachrichlendienst- 
liche Tätigkeit fremder Staaten im Inland zu beob- 
achten, um die Regierung in die Lage zu versetzen, 
im Falle einer Schädigung deutscher Interessen auch 
dann ausländerrechtliche Maßnahmen zu ergreifen 
oder bei der auftraggebenden Regierung vorstellig zu 
werden, wenn durch die Tätigkeit selbst keine Straf- 
gesetze verletzt wurden. Derartige Maßnahmen, wie 
z. B. die der Ausweisung des betreffenden Aus- 
länders nach § 10 Nr. 11 des Ausländergesetzes, 
hängen von der vorherigen Kenntnis seiner un- 
erwünschten nachrichtendienstlichen Tätigkeit ab. 
Das geltende Strafrecht bedroht nicht, wie das an- 
derer Staaten, jegliche Tätigkeit für fremde Ge- 
heimdienste mit Strafe. Um so notwendiger ist es, 
die dafür geeigneten Behörden zu ermächtigen, 
solche Tätigkeiten zu beobachten und aufzuklären. 

Die Fassung des neuen Halbsatzcs in Absatz 1 
Nr. 1 soll die Zuständigkeit der Behörden für Ver- 
fassungsschutz für die Beobachtung jeglicher un- 
befugten Tätigkeit für Nachrichtendienste fremder 
Mächte klarstellen. Es ist möglich, daß Nachrichten- 
dienste fremder Mächte vertraglich gewisse Tätig- 
keiten im Inland zugestanden werden. Soweit ihre 
geheimdienstliche Tätigkeit dadurch legalisiert ist, 
ist sie nicht Objekt der Beobachtung durch die 
Behörden für Verfassungsschutz. 

Es empfiehlt sich allerdings nicht, die Möglichkeit 
derartiger Ausnahmen vom Grundsatz der Un- 
erwünschtheit der Tätigkeit fremder Nachrichten- 
dienste im Inland durch Einfügung des Wortes „un- 
befugt" in den Gesetzestext zu dokumentieren. 

Die Zuweisung der Zuständigkeit für die Beob- 
achtung derartiger Tätigkeiten für fremde Mächte 
an die Behörden für Verfassungsschutz schließt nicht 
aus, daß in anderen staatlichen Bereichen besondere 
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Einrichtungen mit dem Schutz des jeweiligen Be- 
reichs vor sicherheitsgefährdender oder geheim- 
dienstlicher Tätigkeit für fremde Mächte betraut 
werden. So hat der Bundesminister der Verteidigung 
das Amt für Sicherheit der Bundeswehr (Militäri- 
scher Abschirmdienst) beauftragt, die Bundeswehr 
in ihrem Zuständigkeitsbereich personell und mate- 
riell vor Bestrebungen im Sinne des Absatzes 1 zu 
schützen. Entsprechendes gilt für den Bundesnach- 
richtendienst. Die Zusammenarbeit der Behörden 
für Verfassungsschutz mit Bundesnachrichtendienst 
und Militärischem Abschirmdienst ist in gemein- 
samen Richtlinien geregelt. 

Aus der Zuständigkeit für die Aufgaben der Spio- 
nageabwehr folgt notwendigerweise die Befugnis 
der Behörden für Verfassungsschutz, bei der Über- 
prüfung von Personen mitzuwirken, denen im öffent- 
lichen Interesse geheimhaltungsbedürftige Tat- 
sachen, Gegenstände oder Erkenntnisse anvertraut 
werden sollen oder die Zugang zu sicherheits- 
empfindlichen Einrichtungen haben. Dies ist von 
der Rechtsprechung anerkannt worden. 

Absatz 1 Nr. 2 weist den Behörden für Verfassungs- 
schutz des Bundes und der Länder die Aufgabe der 
Nachrichtensammlung über solche Ausländer zu, 
die Sicherheit oder auswärtige Belange der Bundes- 
republik Deutschland gefährden. Das Schutzgut der 
„inneren und äußeren Sicherheit" findet sich unter 
den Verbotsgründen des Vereinsgesetzes (§ 14 | 

Abs. 1) und unter den Ausweisungsgründen des 1 
Ausländergesetzes (§ 10 Abs. 1 Nr. 1). Eine Ge- : 
fährdung der inneren Sicherheit kann in der Ge- j 
fährdung des friedlichen und freien Zusammen- 
lebens der Bewohner des Bundesgebietes, gleich 
welcher Herkunft oder Nationalität, ihres Lebens, 
Eigentums und ihrer Gesundheit liegen, aber auch 
in der Gefährdung des Staates, seiner Rechtsordnung 
und des Funktionierens seiner Organe. Auch in I 


der Lähmung oder schweren Störung lebenswichtiger 
Verkehrs- oder Versorgungseinrichtungen kann eine 
Beeinträchtigung der inneren Sicherheit liegen. Die 
innere Sicherheit ist jedoch nicht immer schon dann 
gefährdet, wenn die Bestrebungen von Ausländern 
iimerstdaliiches Recht verletzen. Der äußeren Sicher- 
heit dienen alle Einrichtungen und Vorkehrungen, 
die das Gemeinwesen vor einer gewaltsamen Ein- 
wirkung durch fremde Mächte schützen sollen. 

Eine Gefährdung der auswärtigen Belange liegt 
immer dann vor, wenn durch die Bestrebungen das 
friedliche Zusammenleben der Bundesrepublik 
Deutschland mit anderen Völkern oder die Bezie- 
hungen zu anderen Regierungen beeinträchtigt 
werden können. Dies kann auch durch Bestrebungen 
von Ausländern geschehen, durch die vom Bundes- 
gebiet aus gewaltsam in innere Auseinander- 
setzungen fremder Staaten eingegriffen werden soll. 
Es kommt dabei nicht darauf an, ob die Bundes- 
republik Deutschland diplomatische Beziehungen zu 
dem betreffenden Staat unterhält. 

Zu Artikel 2 

Das Gesetz über die Zusammenarbeit des Bundes 
und der Länder in Angelegenheiten des Ver- 
fassungsschutzes vom 27. September 1950 gilt in 
Berlin gemäß 

1. der Verordnung über die Erstreckung des Ge- 
setzes über die Zusammenarbeit des Bundes und 
der Länder in Angelegenheiten des Verfassungs- 
schutzes auf das Land Berlin vom 15. Mai 1954 
(BGBl. I S. 130, veröffentlicht in GVBl. für Berlin 
1954, S. 384), 

2. dem Gesetz zur Übernahme des Gesetzes über 
die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder 
in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes 
vom 1. Juli 1954 (GVBl. S. 377). 
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Anlage B 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates 
wegen der förmlichen Änderung eines Zustimmungs- 
gesetzes und im Hinblick auf Artikel 84 Abs. 1 GG, 
weil es den Landesämtern für Verfassungsschutz 
neue Aufgaben zuweist. 

2. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 1) 

a) Die vorgesehene Erweiterung der Zuständigkeiten 
der Verfassungsschutzämter in § 3 Abs. 1 Nr. 2 
wird durch Artikel 73 Nr. 10 GG und — soweit 
es sich um die Begründung einer Zuständigkeit 
des Bundesamts für Verfassungsschutz handelt — 
auch von Artikel 87 Abs. 1 Satz 2 GG nicht 
gedeckt. 

Der Erläß des Gesetzes setzt daher eine ent- 
sprechende Änderung des Grundgesetzes voraus. 

b) Absatz 1 des § 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Aufgabe des Bundesamtes für Verfas- 
sungsschutz und der nach § 2 Abs. 2 bestimmten 
Behörden ist 

1. die Sammlung und Auswertung von Auskünf- 
ten, Nachrichten und sonstigen Unterlagen 
über 

a) Bestrebungen, die eine Aufhebung, Ände- 
rung oder Störung der verfassungsmäßigen 


Ordnung im Bund oder in einem Land oder 
eine ungesetzliche Beeinträchtigung der 
Amtsführung von Mitgliedern verfas- 
sungsmäßiger Organe des Bundes oder 
eines Landes zum Ziele haben, einschließ- 
lich sicherheitsgefährdender oder geheim- 
dienstlicher Tätigkeiten für eine fremde 
Macht im Bundesgebiet, 

b) Bestrebungen von Ausländern, die geeig- 
net sind, die innere oder äußere Sicherheit 
oder auswärtige Belange der Bundes- 
republik Deutschland zu beeinträchtigen. 

2. Die Mitwirkung bei der Überprüfung von 
Personen, denen im öffentlichen Interesse 
geheimhaltungsbedürftige Tatsachen, Gegen- 
stände oder Erkenntnisse anvertraut werden 
oder die Zugang dazu erhalten sollen." 

Begründung 

In der Begründung zur Regierungsvorlage, Be- 
sonderer Teil, wird zu § 3 Abs. 1 Nr. 1 ausge- 
führt, daß aus der Zuständigkeit für die Auf- 
gaben der Spionageabwehr notwendigerweise die 
Befugnis der Verfassungsschutzbehörden folge, 
bei der Überprüfung bestimmter Personen mitzu- 
wirken. Die vorgeschlagene Ergänzung von § 3 
dient der Klarstellung, daß die Verfassungs- 
schutzämter diese Befugnis haben. Im Gegensatz 
zu der Begründung der Regierungsvorlage, dies 
sei von der Rechtsprechung anerkannt, ist der 
Bundesrat der Auffassung, daß die klarstellende 
Ergänzung notwendig ist; es liegt bisher lediglich 
eine Entscheidung eines bayerischen Verwal- 
tungsgerichts vor, die außerdem umstritten ist. 
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Anlage C 


Gegenäußeruiig der Bundesregierung zum Bundesratsbeschluß 

vom 26. Juni 1970 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Bundesregierung hält die Auffassung des Bun- 
desrates, das Gesetz bedürfe nach Artikel 84 Abs. 1 
GG seiner Zustimmung, für unzutreffend. 

Artikel 84 Abs. 1 GG ist nicht anwendbar. Diese 
Grundgesetznorm geht von dem Normalfall aus, daß 
der Biindesgesetzgeber gemäß Artikel 73 ff. GG die 
eine oder andere der dort aufgezählten Gesetz- 
gebungsmaterien materiell regelt. Soweit er dabei 
auch das von den Landesbehörden bei Ausführung 
des Bundesgesetzes anzuwendende Verwaltungsver- 
fahren im einzelnen normiert, bedarf er hierzu der 
Zustimmung des Bundesrates, da derartige Rege- 
lungen nach dem Willen des Grundgesetzes prin- 
zipiell durch den Landesgesetzgeber getroffen wer- 
den sollen. Das hier in Frage stehende Bundesgesetz 
hat jedoch die Koordinierung des Verwaltungsver- 
fahrens zwischen Bund und Ländern, also eine 
Materie zum Gegenstand, die durch die besondere 
Kompetenznorm des Artikels 73 Nr. 10 GG allein 
dem Biindesgesetzgeber zugewiesen ist. Der Grund- 
gedanke des Artikels 84 Abs. 1 GG, die Regelung 
der Materie durch die Notwendigkeit der Zustim- 
mung des Bundesrates soweit als möglich dem 
Landesgesetzgeber vorzubehalten, ist hier nicht an- 
wendbar. 

Das Gesetz über die Zusammenarbeit des Bundes 
und der Länder in Angelegenheiten des Verfas- 
sungsschutzes vom 27. September 1950 (BGBl. S. 682) 


ist daher nicht als Zustimmungsgesetz verkündet 
worden. Die — im übrigen von der Bundesregierung 
nicht geteilte — Auffassung des Bundesrates, das 
Änderungsgesetz bedürfe seiner Zustimmung allein 
wegen der förmlichen Änderung eines Zustimmungs- 
gesetzes, trifft schon deshalb nicht zu. 

2. Zu Artikel 1 {§ 3 Abs. 1) 

a) Die Bundesregierung hat der Auffassung des 
Bundesrates Rechnung getragen und ihm am 
21. August 1970 den Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 73 
und 87 GG) zugeleitet. 

b) Die Bundesregierung ist davon ausgegangen, daß 
sich die Befugnis der Verfassungsschutzbehörden 
zur Mitwirkung bei Aufgaben des Geheimschutzes 
aus der Zuständigkeit für die Aufgaben der 
Spionageabwehr ergibt. Die Bundesregierung 
erhebt jedoch gegen eine ausdrückliche Regelung 
des personellen Geheimschutzes keine Einwen- 
dungen, Tm weiteren Gesetzgebungsverfahren 
wäre noch zu prüfen, ob die vorgeschlagene For- 
mulierung den Geheimschutz auch gegenüber sol- 
chen Personen gewährleistet, denen zwar keine 
geheimhaltungsbedürftigen Tatsachen, Gegen- 
stände oder Erkenntnisse anvertraut werden sol- 
len, die aber wegen der Art ihrer Tätigkeit Zu- 
gang dazu erhalten können (z. B. Reinigungs- 
personal). 
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